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des Ausschusses für Beamtenrecht 
(9. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Angleichung der Dienstbezüge 
von Vollzugsbeamten des Bundesgrenzschutzes an die Besoldung 
der Freiwilligen in den Streitkräften (Besoldungsangleichungs- 
gesetz für den Bundesgrenzschutz) 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kleindinst: 


Den Entwurf eines Gesetzes zur Angleichung der 
Dienstbezüge von Vollzugsbeamten des Bundes- 
grenzschutzes an die Besoldung der Freiwilligen in 
den Streitkräften (Besoldungsangleichungsgesetz 
für den Bundesgrenzschutz) — Drucksache 1881 — 
hat der federführende Ausschuß für Beamtenrecht 
nach der Bearbeitung des Entwurfs des Soldaten- 
gesetzes am 9. Februar 1956, der mitberatende 
Ausschuß für Angelegenheiten der inneren Ver- 
waltung am 9. März 1958 und der Haushaltsaus- 
schuß bereits am 16. Dezember 1955 beraten. Der 
Ausschuß für Beamtenrecht legt den Gesetzent- 
wurf in der von ihm geänderten Fassung, der sich 
der Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung angeschlossen hat, dem Bundestag mit 
dem Vorschlag zur Annahme vor. 

Der Gesetzentwurf will die Bezüge von Vollzugs- 
beamten des Bundesgrenzschutzes den Bezügen 
der Freiwilligen in der Bundeswehr gleichstellen, 
soweit diese in Einzelfällen bei vergleichbaren 
Dienstgraden höher als die der Vollzugsbeamten 
sind. 

Der Bundesrat hat in seiner 148. Sitzung vom 
28. Oktober 1955 den Gesetzentwurf abgelehnt, weil 
die Ordnung für die Freiwilligen nur eine vorläu- 
fige Maßnahme bilde, deren Voraussetzungen für 
die Beamten des Bundesgrenzschutzes nicht gegeben 
seien, weil außerdem Rückwirkungen auf die Be- 
soldung der Polizeivollzugsbeamten und anderer 
Beamtengruppen erwartet werden müßten, das 
neue Besoldungsgesetz am 1. April 1956 in Kraft 
trete und bei der gegenwärtigen Konjunktur eine 
Erhöhung der Gehälter vermieden werden müsse. 


Die Ausschüsse des Bundestages haben sich die- 
ser Stellungnahme nicht anschließen können, wie 
auch die Bundesregierung an ihrer Vorlage festge- 
halten hat. Der Vergleich der Besoldung der bei- 
den Gruppen des öffentlichen Dienstes ist durch 
die eingetretenen Verhältnisse viel unmittelbarer 
als mit der der Länderbeamten sowohl für die in 
die Bundeswehr übertretenden wie für die in dem 
Bundesgrenzschutz verbleibenden oder in ihn neu 
eintretenden Beamten. Der Entwurf des Bundes- 
besoldungsgesetzes befindet sich bereits in der Be- 
ratung des Ausschusses, eine Verabschiedung ist 
aber erst nach einiger Zeit möglich; ferner hat sich 
inzwischen eine Erhöhung der Gehälter im Vor- 
griff auf das Besoldungsgesetz nicht umgehen las- 
sen. Dagegen hat der Ausschuß für Beamtenrecht 
einzelne Änderungen des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Angleichung der Dienstbezüge von Vollzugs- 
beamten des Bundesgrenzschutzes an die Besol- 
dung der Freiwilligen in der Bundeswehr vorge- 
schlagen, denen sich der Ausschuß für Angelegen- 
heiten der inneren Verwaltung angeschlossen hat. 

Die Besoldung der Vollzugsbeamten des Bundes- 
grenzschutzes hat das Zweite Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts vom 20. August 
1952 (BGBl. I S. 582), die Besoldung der Freiwilli- 
gen in der Bundeswehr die auf Grund des § 4 des 
Freiwilligengesetzes mit Zustimmung des Bundes- 
rates erlassene Rechts Verordnung vom 15. Okto- 
ber 1955 (BGBl. I S. 657) festgelegt. 

Die Angleichung der Besoldung der Vollzugs- 
beamten des Bundesgrenzschutzes an die der Frei- 
willigen soll in der Weise geschehen, daß auch 
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ihnen die Vordienstzeiten in der früheren Wehr- 
macht oder Dienstzeiten im Polizeivollzugsdienst 
vor 1945 angerechnet werden. 

Die Änderung der einzelnen Vorschriften hat 
folgende Gründe: 

1. § 1: Die Streichung der Worte im ersten Satz 

„mit einer vor dem 8.. Mai 1945 liegenden 
Dienstzeit als Soldat“ und der Schlußworte 
„mit einer entsprechenden Dienstzeit als Sol- 
dat“ sowie des folgenden zweiten Satzes 
dient lediglich der Vereinfachung, weil die 
Bewertung der Dienstzeit als Soldat und als 
Polizeivollzugsbeamter bereits für die Frei- 
willigen festgelegt ist; es ist nicht notwen- 
dig, sie in diesem § 1 zu wiederholen. 

2. § 2: Die Änderungen dienen wiederum lediglich 

der Vereinfachung der Vorschrift. 


3. § 3: In § 3 ist in die Eingangsworte das Wort 

„insbesondere“ eingefügt, um klarzustellen, 
daß der folgende Katalog die vergleichbaren 
Dienstränge nicht erschöpfend, sondern nur 
beispielhaft anführt. Außerdem ist der Ka- 
talog durch die Einfügung des Vergleichs- 
paares „Grenzjäger“ — „Grenadier“ ergänzt. 

4. § 4: Das Gesetz soll wie die Regelung der Besol- 

dung der Freiwilligen in der Bundeswehr 
mit Wirkung vom 1. November 1955 in Kraft 
treten, weil diese Rückwirkung schon bei 
der Beratung des Freiwilligengesetzs vom 
23. Juli 1955 (BGBl. I S. 449) in Aussicht ge- 
nommen war. 

Bonn, den 13. April 1956 

Dr. Kleindinst 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1881 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen anzunehmen. 

Bonn, den 13. April 1956 

Der Ausschuß für Beamtenrecht 
Dr. Kleindinst 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Angleichung der Dienstbezüge von 
Vollzugsbeamten des Bundesgrenzschutzes an die Besoldung der 
Freiwilligen in den Streitkräften (Besoldungsangleichungsgesetz 
für den Bundesgrenzschutz) 

- Drucksache 1881 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Beamtenrecht 

(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Angleichung der 
Dienstbezüge von Vollzugsbeamten des Bun- 
desgrenzschutzes an die Besoldung der Frei- 
willigen in den Streitkräften (Besoldungs- 
angleichungsgesetz für den 
Bundesgrenzschutz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Die Vollzugsbeamten des Bundesgrenz- 
schutzes mit einer vor dem 8 . Mai 1945 lie- 
genden Dienstzeit als Soldat erhalten zu 
ihren Dienstbezügen eine monatliche wider- 
rufliche ruhegehaltfähige Zulage, sofern ihr 
Grundgehalt niedriger ist als das der ver- 
gleichbaren Freiwilligen in den Streitkräften 
mit einer entsprechenden Dienstzeit als Sol- 
dat. Die vor dem 8. Mai 1945 liegende 
Dienstzeit als Polizeivollzugsbeamter wird 
hierbei wie eine Dienstzeit als Soldat be- 
wertet. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Angleichung der 
Dienstbezüge von Vollzugsbeamten des Bun- 
desgrenzschutzes an die Besoldung der Frei- 
willigen in den Streitkräften (Besoldungs- 
angleichungsgesetz für den 
Bundesgrenzschutz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Die Vollzugsbeamten des Bundesgrenz- 
schutzes erhalten zu ihren Dienstbezügen 
eine monatliche widerrufliche ruhegehalt- 
fähige Zulage, sofern ihr Grundgehalt niedri- 
ger ist als das der vergleichbaren Freiwilligen 
in den Streitkräften. 
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Entwurf 
§ 2 

Die Höhe der Zulage richtet sich jeweils 
nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem 
monatlichen Grundgehalt, das dem Vollzugs- 
beamten des Bundesgrenzschutzes nach der 
Besoldungsordnung A oder B des Besoldungs- 
gesetzes vom 16. Dezember 1927 (Reicns- 
gesetzbl. I S. 349) in der Fassung des Dritten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Besoldungsrcchts vom 27. März 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 81), und dem monatlichen 
Grundgehalt, das einem vergleichbaren Frei- 
willigen in den Streitkräften mit einer ent- 
sprechenden Dienstzeit als Soldat nach der 
auf Grund des § 4 des Gesetzes über die vor- 
läufige Rechtsstellung der Freiwilligen in den 
Streitkräften vom 23. Juli 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 449) erlassenen Rechtsverord- 
nung über die Besoldung der Freiwilligen in 
den Streitkräften vom 15. Oktober 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 657) zusteht. Das 
Grundgehalt umfaßt auch die ruhegehalt- 
fähige« Zulage« und besondere« Zuschläge 
nach § 5 des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Besoldungsrechts vom 6. De- 
zember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 939) und 
§ 7 des Dritten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Besoldungsrechts. 

§ 3 

Vergleichbar im Sinne der §§ 1 und 2 sind 

im Bundesgrenzschutz: in den Streit- 

kräften: 


Grenzoberjäger, 

Obermatrose im Bundes- 
grenzschutz Gefreiter 

Wachtmeister im Bundes- 
grenzschutz, 

Maat im Bundesgrenzschutz Obergefreiter 

Oberwachtmeistcr im Bun- 
desgrenzschutz, 

Obermaat im Bundesgrenz- 
schutz Unteroffizier 

Hauptwachtmeister im Bun- 
desgrenzschutz, 

Hauptmaat im Bundesgrenz- 
schutz Feldwebel 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

S 2 

Die Höhe der Zulage richtet sich jeweils 
nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem 
monatlichen Grundgehalt, das dem Vollzugs- 
beamten des Bundesgrenzschutzes nach der 
Besoldungsordnung A oder B des Besoldungs- 
gesetzes vom 16. Dezember 1927 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 349) in der Fassung des Dritten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Besoldungsrechts vom 27. März 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 81), und dem monatlichen 
Grundgehalt, das einem vergleichbaren Frei- 
willigen in den Streitkräften nach der auf 
Grund des § 4 des Gesetzes über die vorläu- 
fige Rechtsstellung der Freiwilligen in den 
Streitkräften vom 23. Juli 1955 (Bundes- 
gesctzbl. I S. 449) zu erlassenden Rechtsver- 
ordnung zustcht. Das Grundgehalt umfaßt 
auch die ruhegehaltfähige Zulage und beson- 
dere Zuschläge nach § 5 des Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Besoldungsrechts 
vom 6. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 939) und § 7 des Dritten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Besoldungs- 
rechts. 


§ 3 


Vergleichbar im Sinne der §§ 1 und 2 sind 
insbesondere 

im Bundesgrenzschutz: 

in den Streit- 
kräften: 

Grenzjäger 

Grenadier 

Grenzoberjäger, 

Obermatrose im Bundes 
grenzschutz 

Gefreiter 

Wachtmeister im Bundes- 
grenzschutz, 

Maat im Bundesgrenzschutz 

Obergefreiter 

Oberwachtmeister im Bun- 
desgrenzschutz, 

Obermaat im Bundesgrenz- 
schutz 

Unteroffizier 

Hauptwachtmeister im Bun- 
desgrenzschutz, 

Hauptmaat im Bundesgrenz- 
schutz 

Feldwebel 
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Entwurf 

(im Bundesgrenzschutz*. in den Streitkräften:) 

Meister im Bundesgrenz- 
schutz Oberfeldwebel 

Obermeister im Bundes- 
grenzschutz Stabsfeldwebel 

Leutnant im Bundesgrenz- 
schutz Leutnant 

Oberleutnant im Bundes- 
grenzschutz Oberleutnant 

Hauptmann im Bundes- 
grenzschutz, 

Kapitänleutnant im Bundes- 
grenzschutz Hauptmann 

Major im Bundesgrenz- 
schutz 

Stabskapitän im Bundes- 
grenzschutz Major 

Oberstleutnant im Bundes- 
grenzschutz, 

Oberstabskapitän im Bun- 
desgrenzschutz Oberstleutnant 

Oberst im Bundesgrenz- 
schutz, 

Kapitän im Bundesgrenz- 
schutz Oberst 

Kommandeur im Bundes- 
grenzschutz Brigadegeneral 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. Es 
tritt außer Kraft mit dem Inkrafttreten des 
Besoldungsgesetzes für die Soldaten , spä- 
testens am 31. März 1956 . 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

(im Bundesgrenzschutz: in den Streitkräften:) 

Meister im Bundesgrenz- 
schutz Oberfeldwebel 

Obermeister im Bundes- 
grenzschutz Stabsfeldwebel 

Leutnant im Bundesgrenz- 
schutz Leutnant 

Oberleutnant im Bundes- 
grenzschutz Oberleutnant 

Hauptmann im Bundes- 
grenzschutz, 

Kapitänleutnant im Bundes- 
grenzschutz Hauptmann 

Major im Bundesgrenz- 
schutz, 

Stabskapitän im Bundes- 
grenzschutz Major 

Oberstleutnant im Bundes- 
grenzschutz, 

Oberstabskapitän im Bun- 
desgrenzschutz Oberstleutnant 

Oberst im Bundesgrenz- 
schutz, 

Kapitän im Bundesgrenz- 
schutz Oberst 

Kommandeur im Bundes- 
grenzschutz Brigadegeneral. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. November 1955 in Kraft. Es tritt mit dem 
Inkrafttreten des Bundesbesoldungsgesetzes 
außer Kraft. 



